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INTEGRATION

Die Rolle der Bundesrepublik Deutschland 

in der europäischen Integration
Prof. Dr. W alter Hallstein, Bonn

Mit dem Ende des Zweiten W eltkrieges hat 
auch die ausschließlich nationale Orientierung 

des Staates ihre alte Geltung verloren. Zugleich 
rief die europäische Ordnung des labilen Gleich
gewichts nach Ablösung. Ein stabiles Gleichge
wicht sollte hergestellt werden.

Das Verdienst der Tat, die Europa sein neues Ge
sicht geben sollte, gebührt zu einem wesentlichen 
Teil der französischen und der deutschen Politik 
und ist geschichtlich an die Namen Robert Schu- 
man und Konrad Adenauer geknüpft. Auch Italien 
(de Gaspari) und die Beneluxländer (Beyen, 
Spaak) haben einen entscheidenden Anteil daran.

Die deutsche Option für Europa

Doch war dieser Vorgang auf dem europäischen 
Kontinent nicht automatisch. Am Beispiel der deut
schen Politik ist es am leichtesten einzusehen; Es 
lag an dem Willen der Verantwortlichen, daß sich 
die deutsche Außenpolitik nicht hauptsächlich — 
um der vollen staatlichen Einheit w illen — nach 
Osten orientierte und daß sie auch nicht eine in
dividuelle und ausschließliche Bindung an die 
Vereinigten Staaten suchte.

All das waren objektive Alternativen. Aber schon 
die nächste Zukunft sollte zeigen, welche reichen 
Früchte jene deutsche Option barg: die Lösung 
des vermeintlichen „Ruhrproblems“ , des Problems 
der Bewaffnung der Deutschen, des Saarpro
blems, vor allem aber die vollständige Neube
gründung eines positiven und konstruktiven 
deutsch-französischen Verhältnisses m it seinen 
unermeßlichen Chancen fü r die europäische Zu
kunft.

Die Bundesrepublik ist heute in dem sich zusam
menschließenden Europa ein gleichberechtigter 
Partner. Die Aufnahme in die westliche Völker

fam ilie begann mit der Montan-Union und fand 
ihren Höhepunkt in der Europäischen Wirtschafts
gemeinschaft und Atomgemeinschaft im Jahre 
1958. Diese Zusammenschlüsse waren das Ergeb
nis einer konsequenten Orientierung auf die Part
nerschaft m it dem Westen. Die Bundesrepublik 
hat dabei die sich ihr bietenden Chancen genutzt.

Vorbehalte und Zustimmung

Zwar gab es in den ersten Jahren der euro
päischen Integration lebhafte Diskussionen um 
Groß- und Kleineuropa, zwischen der „atlan
tischen“ und der „europäischen“ Schule — so, als 
ob es sich dabei um sich ausschließende Thesen 
handelte. Aber die politischen Tatsachen ließen 
sie bald verstummen. Die Europäischen Gemein
schaften wurden mit ihrer Zoll- und Wirtschafts
union als Kern des europäischen Integrationspro
zesses akzeptiert.

Die deutsche Wirtschaft, insbesondere die deut
sche Industrie, stellte sich rasch und vorbehaltlos 
auf den neuen Großmarkt ein. Das fiel ihr um so 
leichter, als sie bereits nach dem Zweiten W elt
krieg m it Einführung der sozialen Marktwirtschaft 
dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt war 
-  im Gegensatz zur französischen Wirtschaft, die 
erst begann, sich aus ihren protektionistischen 
und traditionellen Fesseln zu befreien. Im übrigen 
war die Öffnung des französischen Marktes für die 
deutsche Industrie stets als „Gegenleistung“ da
für verstanden worden, daß den französischen 
Agrarerzeugnissen der Zugang zum deutschen 
Markt eingeräumt wurde. Es wäre eine folgen
schwere Verkennung der Geschäftsgrundlage des 
Gemeinsamen Marktes, diesen Zusammenhang 
zwischen industrie ller und landwirtschaftlicher In
tegration nicht sehen oder verneinen zu wollen.
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Der zügige, in festem Rliythmus sicfi vollendende 
Aufbau der Zollunion liat in der deutschen W irt
schaft schnell ein Vertrauensverhältnis zu den Ge
meinschaftsorganen geschaffen, das seinerseits 
fü r die Dynamik des Integrationsfortganges von 
wesentlicher Bedeutung gewesen ist. Der Unter
nehmer rechnete m it dem gemeinsamen Groß
markt und richtete nach ihm seine unternehme
rischen Dispositionen. Daß er ihn dabei bereits 
als W irklichkeit vorwegnahm, zeigt die ökono
mische Notwendigkeit und die innere Logik der 
Wirtschafts- und sozialpolitischen Integration.

Aber nicht nur die Industrie, auch alle anderen 
Kräfte und Gruppen unsererW irtschaft sind von An
beginn an verläßlich der europäischen These ge
fo lg t: die Gewerkschaften, der Handel, das Dienst
leistungsgewerbe, um nur einige zu nennen. Auch 
der deutsche Verbraucher hat sich schnell an die 
Europäisierung seines Warenkorbes gewöhnt.

Marktwirtschaftliche Konzeption

Dieses integrationsfördernde Verhalten g ilt für 
den Aufbau der Zollunion ebenso w ie für die Ver
w irklichung der Wirtschaftsunion. Gerade bei der 
Setzung des ordnungspolitischen Rahmens und 
seiner Ausfüllung mit wirtschaftspolitischen Zielen 
hat die Bundesrepublik in den zuständigen Ge
meinschaftsorganen ihren Einfluß geltend gemacht 
und sich fü r die Verwirklichung einer marktw irt
schaftlichen Konzeption eingesetzt. Der außenpoli
tische Kredit der sozialen Marktwirtschaft hat 
diese gemeinschaftlichen Ordnungsvorstellungen 
entscheidend beeinflußt.

So hat es die Allianz der europäischen Einigungs
politik m it der wirtschaftlichen Vernunft und dem 
sozialen Fortschritt ermöglicht, auch im Einzelfall 
divergierende Interessen auszugleichen und zu 
einem jede Berechnung übersteigenden Erfolg der 
wirtschaftlichen Integration zu kommen.

Es ist jedoch eine tendenziöse Behauptung, daß 
Deutschland im Begriff sei, m it Hilfe der w irt
schaftlichen Integration sich zum dominierenden 
Faktor der europäischen Wirtschaft aufzuschwin
gen. Richtig ist daran nur, daß Deutschland, als 
der Gemeinsame Markt begann, der größte Part
ner der Wirtschaftsgemeinschaft war und dies 
auch heute noch ist. Aber dieser Vorsprung hat 
sich inzwischen vermindert, nicht vergrößert. 
Deutschland und Frankreich standen und stehen 
sich wirtschaftlich nahezu gleich; jedes Land 
repräsentiert etwa ein Drittel des Bruttosozialpro
duktes der Gemeinschaft. Der deutsche Anteil 
daran ist etwas höher, das Sozialprodukt je  Kopf 
der Bevölkerung etwas niedriger als die französi
schen Ergebnisse: die Industrieproduktion hat seit 
1958 in beiden Ländern weniger als im EWG-

Durchschnitt zugenommen. Daß der Außenhandel 
fü r Deutschland infolge seiner W irtschaftsstruktur 
eine größere Rolle sp ie lt als fü r die anderen, 
spiegelt sich auch heute noch in den Zahlen. Aber 
auch hier hat sich im innergemeinschaftlichen 
Handel eine proportionale Abnahme im Verhältnis 
besonders zu Frankreich und Italien vollzogen. In 
der innergemeinschaftlichen Ausfuhr blieb die Zu
nahme fü r Deutschland unter dem EWG-Durch- 
schnitt. Die deutschen Industrieeinfuhren aus 
Frankreich und Italien stiegen von 1958 bis 1968 
um je  über 500%  — ein glänzender Beweis fü r 
die Wettbewerbsfähigkeit der französischen und 
italienischen Wirtschaft.

Die Den Haag-Beschlüsse

Die Belebung der Gemeinschaft hat seit der 
Gipfelkonferenz in Den Haag am 1. und 2. Dezem
ber 1969 w ieder eine reelle Chance. Die integra
tionspolitische Neuorientierung Frankreichs hat 
die Suche nach einem gemeinsamen Nenner für 
eine europäische „re lance“ begünstigt. Das Ab- 
schiußkommunique zeigt, wo die Schwerpunkte 
zukünftiger europäischer Fortschritte liegen sol
len:
□  Erweiterung der Gemeinschaft.

□  Ausbau der Gemeinschaft zu einer echten 
Wirtschafts- und Währungsunion.

□  Entwicklung einer arbeitsfähigen Technologie
gemeinschaft.

□  Stärkung des institutionellen Aufbaus der Ge
meinschaft.

□  Bemühung um die Wiederbelebung der poli
tischen Einigung.

Dieser von den Teilnehmern an der Haager Gip
felkonferenz form ulierte W ille ist konfrontiert mit 
folgenden drei, fü r die zukünftige Entwicklung der 
Gemeinschaft zu berücksichtigenden Erfahrungen:

n  Die m it dem Amtsantritt de Gaulles zu beob
achtende Tendenz, die europäische Integration un
te r betont nationaler Opportunität zu verstehen, 
hat auch die Rolle der Bundesrepublik in diesem 
Prozeß verändert.

□  Hinzu kommt, daß die fortschreitende Integra
tion immer stärker an den eigentlichen Souveräni
tätsbereich der nationalen Regierungen herange
führt hat. Souveränitätsverlagerungen in die 
zuständigen Gemeinschaftsorgane sind immer 
schmerzhafter empfunden worden.

□  Die Integration hat einen Punkt erreicht, wo 
der entscheidende Durchbruch zur gemeinsamen 
Konjunktur- und W ährungspolitik erfolgen muß, 
sollen die fundamentalen Ungleichgewichte nicht 
das ganze Werk gefährden.
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Bei der Aufstellung und Verw irk lid iung des Kon
zepts zu der in Den Haag anvisierten europäisdien 
„relance“ kommt der Bundesrepublik große Be
deutung zu. Entgegen der Meinung mancher konn
ten und können w ir es uns nicht leisten, auf die 
Vorschläge anderer zu warten.

Aufgaben der BRD

Es steht der Bundesrepublik je tzt gut an, ein ent
schlossenes und weitsichtiges Konzept zu präsen
tieren, das sowohl konkrete Lösungen der an
stehenden Probleme enthält als auch den poli
tischen Willen der Regierungen erkennen läßt, der 
Gemeinschaftspolitik w ieder erste Priorität einzu
räumen.

Inhalt einer Initiative müßten sein:

□  Ein verbindlicher Zeitplan fü r die stufenweise 
Verwirklichung der W irtschafts- und Währungs
union zum 1. Januar 1975.

□  Eine verbindliche Bereitschaft zur Wiederher
stellung der Funktionsfähigkeit des institutionel

len Systems der Gemeinschaft (Rückkehr zu Mehr
heitsentscheidungen im Rat, Wiedereinsetzung der 
Kommission in ihre verfassungsmäßige Aufgabe).

□  Eine genaue Festlegung der sachlid i fü r die 
Beitrittsverhandlungen m it dritten Staaten zu 
klärenden Gemeinschaftsposition und des Beginns 
solcher Verhandlungen.

Ein überzeugendes Programm für den Fortgang 
der Integration m it fest umrissenen, zeitlich fix ier
ten Etappen würde ein w ichtiger Beitrag zur euro
päischen Einigung und damit auch zur Korrektur 
des immer w ieder auftauchenden Mißtrauens ge
genüber dem deutschen wirtschaftlichen Überge
wicht sein.

Denn nur eine alle Mehrdeutigkeit ablehnende, 
vorbehaltlos in die Europäische Gemeinschaft in
tegrierte Bundesrepublik wird der in West und in 
Ost latent vorhandenen Besorgnis vor deutschen 
„Unsicherheiten“ begegnen und ihren wichtigsten 
Beitrag zur Überwindung der europäischen Tei
lung leisten können.

Sozialpolitik in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

Prof. Dr. Bruno Molitor, Würzburg

in der schwierigen Phase, die die EWG jetzt 
zumal aus währungspolitischen Gründen durch

läuft, ist es gut, sich die Rangordnung der ange
strebten Ziele in Erinnerung zu rufen. Die Grün
dung der Europäischen Gemeinschaften verfolgte 
vorrangig ein p o l i t i s c h e s  Ziel, nämlich die 
Einigung Europas voranzutreiben. Sie sollen, nach 
den Worten Robert Schumans, „d ie  ersten kon
kreten Grundlagen einer europäischen Föderation 
schaffen“ .

Es war ein kluger Schachzug, dabei im ö k o n o 
m i s c h e n  Bereich anzusetzen. Denn nichts ist 
heute -  in West und Ost — als Gütezeichen einer 
Politik wirkungsvoller als eine Hebung des allge
meinen Lebensstandards. Und daß hier der Über
gang zu einem gemeinsamen Markt rasche Erfolge 
zeitigen würde, war nach der Periode derAutarkie- 
und Kriegswirtschaften mit ihrer w illkürlichen Zer
stückelung des europäischen Wirtschaftsraumes

vorauszusehen. Die verbesserte Arbeitsteilung und 
erhöhten Produktivitätschancen haben das Sozial
produkt stärker steigen lassen, als das bei mehr 
oder minder abgeschlossenen Volkswirtschaften je 
möglich gewesen wäre. Und zwar gewann nicht 
nur die Fortschrittsrate im Wirtschaftsraum insge
samt, sondern ebenso das Inlandswachstum jedes 
der beteiligten Länder.

Aber auch dies macht den ökonomischen Ansatz
punkt für eine politische Integration besonders 
vorteilhaft: Ist erst einmal die Wirtschaftsverflech
tung zwischen den Partnern in Gang gekommen, 
so läßt sie sich nur bei Strafe unwahrscheinlicher 
Verluste w ieder rückgängig machen. Das g ibt der 
Hoffnung eine solide Basis, daß die EWG die poli
tischen Klimaschwankungen, die sich von Zeit zu 
Zeit einstellen, überstehen w ird und daß die un
vermeidlichen Abstimmungsprobleme in der Wäh- 
rungs- und Wachstumspolitik langsam, aber sicher
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